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Es ist erschreckend, zu sehen, mit wieviel Gewissheit die Atomenergiebefarworter hier-
zulande die Diskussion um des KKW Remerschen in diesen Tagen zum Abschluss faren wol-
len. Erschreckend, wenn man sich all die Widersprtiche vor Augen halt, die in den letz-
ten Monaten das unausgereifte Projekt welter belasten.

Erschreckend,wie lebenswichtige Problerne wie Sicherheit des Reaktors, Einfluss auf
Umwelt und Gesundheit z.B in letzter Zeit fast v011ig aus der Diskussion verschwinden,.
um ausschliesslich wirtschaftlichen und finanziellen Ueberlegungen Raum zu geben. Da-
bei sind sie einer LOsung keinen Dent dater gekommen, die Bedenken, die u.a. in unserm
19-seitigen Atom-Dossier vor 'tiler einem Jahr vorgebracht wurden (1) sind nicht zerstreut.
John Castegnaro schreibt im tageblatt (25.11.77):" Die Frage der Sicherheits- und Gesund
heitsrisiken hat nicht diese vorrangige Bedeutung, da sie zum heutigen Zeitpunkt maxi-
male Garantien bietet." Auch im Bericht B der Energiekommission der LSAP (2) steht zu
lesen: " Absolute Sicherheit ist unerreichbar.Das gilt auch und hesorders far die rela-
tiv junge Technologie der friedlichen Nutzung der Atomenergie. Wenn von Reaktorsicher-
heit die Rede geht, so ist die grasstmOgliche Sicherheit beim aktu.ellen Stand der Tech-
nik gemeint. (3) " Das ist gefahrlich: Es genagt nun einmal nicht, zu sagen, dass'ein
Radioaktivunfall hOchst unwahrscheinlich" 	 "Das geforderte Ausmass kann an-
gesichts des denkbaren Schadens nur eine absolute Sicherheit sein, die den denkbaren
Schaden nicht zulasst. Diese Sicherheit als Freisein von droherider Gefahr wird aber von

. niemandem gewHhrleistet. Und die
Wahrscheiniichkeitsrechnungen der
Kernkraftbefarworter, die Aufschluss
daraber geben, was passiert, wenn

• Atomdossier:	 etwas passiert (also. die "relative
Sicherheit " ), sind . Zusagen mit be-
schrankter Haftung, reduzieren Men-

VERFALSCHTE DiSKUM011	 schenleben auf Zahlen und illustrie-
ren lediglich die Moralauffassung •
derer, die das Eintreffen dieser

"Choix de soci6t6" mit Profit-Argumenten ?	 Wahrscheinlichkeiten in Kauf nehmen.
Der denkbare Schaden kann nur verhin-
dert werden wenn man seine Ursachen
ausschaltet, bzw. gar nicht erst ein-

schaltet. Sind die Schaden einmal offenbar, werden sie far jedermann greifbar, so ist
ein 'Zurack'bereits zu spat," salt zu Recht die Katholische Sozialakademie Oesterreichs.
Die Wahrscheinlichkeit dass zwei Jumbo-Jets zusammenstessen kOnnten, hatten die Exper-
ten mit 1:1 000 000 angelegt. Es geschah trotzdem. Es wiirde nun niemandem einfallen,
daraufhin die Jumbo-Jets zu verbieten. Sind aber die MilliOnen Menschenopfer bei einem
einzigen "unwahtscheinlichen" Reaktorunfall, die genetischen, irreversiblen Risiken von
menschlich unvorstellbaren Dimensionen auch mit in Kauf zu nehmen? Diese Verantwortung
ist so schrecklich, dass einem schaudert .; • wenn man die oben zitierten leichtfertigen
Aussagen liest. (Der snsch]iessend abgedruckte, ausgezeichnete Beitrag von Paul Erbrich
gibt eingehend Aufschluss aber diese Ptoblematik.)



Doch abgesehen von den prinzipiellen Bedenken gegen die Errichtung eines KKW zum
a4Ouellen Zeitpunkt ist auch der Standpunkt Remerschen (noch iMffier)iradikal in k ra-

,	 CNAM und Bericht A der LSAP-Energiekommission stellen siiFh.hinter
'An GUfachten des franzasischen "Minist&re de la Qualite de la 	 das besagt:
of dem Gebiet der Sicherheit soil der Standort sich in einer Zone befinden:

Erdbebengefahr minimal 1st,
Wkeine Ueberschwemmungsgefahr gibt,

ahRlichejtidustrien abwesend sind.
" Auf dem Gebiet der Umweltgefahrdung durch die Verbreitung von Spaltprodukten soil
der Standort sich in einer Zone befinden:
- die schwach bevalkert ist, wo es also wenig thermische Abgaben an die Luft gibt,.
- die keinen oberflachennahen Grundwasserspiegel besitzt,

jcp,ipe zukigIft besitzt, was die landwirtschaftliche, industrielleTtouristische
usw. Entwicklung anbelangt,

- wo nach Maglichkeit keine neuen Hochspannungsleitungen gelegt werden massen usve:
Dem fagt der CNAM hiniu : "Es bedarf wohl keiner langen Studien, um festzustellen,
dass auch nicht eine einzige dieser Bedingungen far den Standort Remerschen er-
fait ist."

Erschreckend, wie summarisch und unserias die Studien in punkto Wirtschaftlichkeit
von Alternativenergieh; hauptsachlich der Kohle, vorgenommen wurden und von den
Befarwortern; EnergieMiniSter J. Barthel an der Spitze, abernommen wurden. Erstens
wurden die . dref in Frage koMmenden'Berichte von Gesellschaften verfasst, die mittel-
bar oder unmittelbar am Bau eines Reaktors interessiert sind: Zweitens fehlen ganz
einfach - gleiche AusgangsgrUndiagen, so dass die errechneten Werte praktisch wertlos
sind."AlS etdgaltige Entscheidungshilfe kaum ausreichend," titeite schon am 26.5.77
das L.W.'Trotzdem werden diese Studien immer noch ernsthaft von Befarwortern (cf.
Bericht - B der LSAP-Energiekommission) gegen alternative Maglichkeiten ins Feld ge-
fahrt. Als wahllos'herausgegriffenes Beispiel von weiteren Ungereimtheiten sei das
unseriase . Jonglieren mit den angeblichen 7 5oo jahrlichen Betriebsstunden herausge-
stellt, die das KKW Remerschen an .scheinend so eminent wirtschaftlich machen. Mini-
ster Barthei . gab'diesen Wert allerdings nur fur die zwei ersten Jahre an, (Kammer-
sitzung vom 22811.77)` wohlWiSsend, dass danach der Reaktor stillgelegt werden muss,
um die Btennstabe auszutauschen. Erfahrungsgemass dauert das um die 6 Monate ...
Remerschen Ware'in der. Tat der erste Reaktor, der im Dauerbetrieb mit 7 5oo Stunden
pro Jahr', d.1- zu 85% ausgelastet ware. Die durchschnittliche Auslastung liegt bei
ungefahr 6o%, failt sie unter 55% ist schon heute die klassische Thermie wirtschaft-
licher (Cfl forum Nr.lo,S.6). Trotzdem verkandete die DP noch learzlich in ihrer Re-
solution unbedarft, die Rentabilitat der Kernenergie werde heute kaum noch ange-
zweifelt, und die Stromerzeugung mit Hilfe herkOmmlicher Brennstoffe erweise sich als
als unwir'tschaftlich fur Luxemburg. Ausserdem verursachten Kohle- und blkraftwerke
bedeutsame Nachteile fur die Umwelt. Das sind, zum jetzigen Zeitpunkt, fur. die in
Luxemburg zur Debatte 'stehenden Alternativen,unbewiesene Behauptungen!

Erschreckend auch, wie die Befarworter sich zunehmend auf die finanziellen Aspekte
des Reaktorbaus zurackziehen, wohl weil sie bier ihre Position am sichersten wahnen.
Das Finanzdossier der Regierung wurde - wir sind nun schon Derartiges gewOhnt - von
der SENU ausgearbeitet und enthalt,wie gehabt, keine Alternativen und den schon
sattsam bekannten, haarstranbenden Rechenfehler. Es wurde von kompetenter Seite
denn auch schon grandlich zerzaust, 	 vom CNAM, dessen Analyse man in der karz-
lich erschienenen, unbedingt lesenswerten Broschare "KKW Remerschen / Vor der Ent-
scheidung" nachlesen kann (4).

Der Luxemburger Staat muss,nach dem mit RWE abgeschlossenen Vertrag, das finanziel-
le Risiko bis zum Ende der Abschreibungszeit (= ca. 25 Jahre) tragen. Der WSR schrieb
zu diesem Problem schon 1976: "Il reste a savoir si l'existence, meme purement no-
minale d'une garantie d'un.montant tres important, n'entame pas trop la marge de
credit de l'Etat luxembOurgeois, de mani&re a remettre en cause l'execution de pro-
grammes d'ores et deja arretes, ou la realisation d'autres projets deviant beneficier



dune meilleure priorite. " Das Finanzdossier zerstreute diese Bedenken bestimmt
nicht, Trotzdem behauptet die DP in ihrer Resolution: 11 ...1es principes du finan-
cement qui ant ate. arrtes font ressortir que la participation de l ! Etat au projet
de construction de la centrale nucl6aire de Remerschen ne gre'vera pas d6mesurêment
les finances publiques et n'empachera done pas d'autres investissements d'ordre
social et cultural." Ungereimt und unbewiesen!

Erschreckend hei all den Unzulanglichkeiten des AtoMdossiers ist jedoch vor allem
die bestiirzende Konzeptlosigkeit unserer Energiepolitik. Davon abgesehen, dass, wie
schon mehrmals angedeutet, Alternativen nicht grandlich angegangen (es gib:: andere,
magliche Verhandiungspartner!) und berechnet wurden 	 inkl., wie far das KKW, Steu-
ereinnahmen, Di.videnden, Bauzinsen usw, usw., fehlen nach wie vor fahrende Grund-

"en einer Geamtenergiepolitik. Als ein Beispiel unter den vielen Maglichkeiten,
die sich in diesem Zusammenhang bieten, sei nur auf das Siebenjahresprogramm der EVG
hingewiesen, das dutch eine bessere WarmedamMung der Gebaude eine 5'-prozentige Vet-
ringerung des gesamten Energiebedarfs erreichen will. Schatzungsweise 6o% der der-7
zeitigen Warmeverluste sind auf Aussenwande, Dach und FussbOden zurackzufiihren. Die
vorgesehenen Massnahmen kannten in Europa etwa 3oo 000 neue (!) Arbeitsplatze schaf-
fen. Doch•Luxemburgs Regierung studiert far den Augenblick ausschliesslich am Atom-
reaktor herum, zwischen. 1974 und 1976 far rund 3o Millionen Franken pro Jahr. Fat
1977 diirften die Zahlen ahnlich liegen. Aber nein, ab 1978 wird das enders warden:
im Budget ist 1 (eine!) Million far eine Energiesparkampagne vorgesehen

Unhedingt erwahnenswert sind jedoch die Stimmen, die auch 	 uns eine globale
Energiepolitik fordern, wie etwa der CNAM und der Bericht A der LSAP-Energiekommis-
sion. Ungewohnt, vor allem auch far die LSAP, die. Akzente im letztgenannten Bericht,
den wit, seiner Wichtigkeit wegen, auszugsweise zitieren wollen:

Energie, Fortschritt, Lebensqualitat
Wahrend mehrerer Jahrzehnte basierte das
starke Wachstum des Lebensstandards und des
Brultesoziefproduktes der industrialisierten Lan-
der vornehmlich auf einem steigenden Verbrauch
an Rohstoffen , und billigen PrirriLrenergien. Seit
einigen Jahren werden die ersten Vorzeichen einer
Segrenzung dieser Entwicklung sichtbar:
- Auf die Dauer ist in einem geschlossenen Sy-
stem keel exponentielles Wachstum megfich; em
gedankenloses Fortfahren des bisherigen
Wachsturnstrends wurde spatestens im náchsten
Jahrhundert zu Mangelkatastrophen fehren.

Die Er delkrise rnachte deutlich, wie sehr unsere
Zeelisation von den Entscheidungen einiger Olex-
portierender Lander Lind multinationa.ler Geseli-
schaften abhangig ist; von einer Mangeikrise
kann p ier nicht die Rede seen.
- Die Entwieklung der Technologie geschah aus-
schiieBech nach dern Prinzip der Profitmaximi-
s i erung und ff.:1110e • zum Raubbau eller efreien"
Cuter, zu untragbaren Verschvvendungen end zu
einer steigenden Umvv-eltbelastung.
-- Des kiaffende Nord-Sed-Gefal!e steigerte sich
zusehends; auch den unterentwickelten Landern
mud das Recht anerkannf werden ihren Anteil en
den Reichhenern der Erde zu veriangen.
Weltwirtschaftskrise und Oipreiskrise haben ver-
deutlicht, dad ein Fortschreiten unserer Ener-
giewachstumsraten und em Festhalten an unse-
rem bisherigen Verbrauchsverhalien dringend

ÜbererOft werden mOssen. Eine tiefgreifende
Wende unserer Energiepolitik mul3 auf einer nach-
haltigen Anderung unseres technologisch-dkono-
mischen Systems beruhen:
- durch Eingriffe und Verordnungen technologi-
seller Art mfissen Energieverschwendungen aus-
geschaftet, Energiesparmaf3nahmen eingeleitet
und ein systemgerechter Einsatz der Endenergie
erwirkt werden;
- noch wichtiger sind strukturefle Einwirkungen,
die jedoch nur langfristig zu positiven Resultaten
fiThren kOnnen, wie zum Beispiel: Erzeugung von
Produkten mit langerer Lebensdauer, systemati-
sches Recycling der Rohstoffe, Dezentralisierung
des Stedtebaus und der Industrie, Forderung der
Offentlichen Transporte . .
Eine neue Energiepolitik drängt sich besonders
in Europa auf, da unser Kontinent arm ist an alien
Primarenergien, ob Kohle, Erdöt, Naturgas oder
Uran. Ein Hauptziel sozialistischer Industriepolitik
mud es seen, den Ubergang . von einem rein ener-
gieverschwendenden und arbeitsplatzsparenden
technischen Fortschritt zu einem mindestens teil-
weise energiesparenden und arbeitsplatzschat-
tenden Fortschritt zu gewahrleisten.
Solch eine tiefgreifende strukturefle Neuorientie-
rung kann nur im Rahmen einer sozialistischen
Strategie erfolgen. Eine Entwicktung in dieser
Richtung ist nicht gleichbedeutend mit Verzicht
auf Lebensqualitat oder mit Austeritat, sondern
durchaus zu vereinbaren mit einer Entfaitung
der schOpferischen Fahigkeiten des Einzelnen.

Die Forderung des CNAM, als ersten. Schritt ein " Service National pour l'Utilisation
Rationnelle de l'Energie " zu berufen, ist in diesem Zusammenhang warmstens zu begra-
3en. Eine Grundlagendiskussion, in die auch die gesellschaftspolitischen Frobleme
einbezogen werden, die die verschiedenen Energietrager, und vor allem die Atomener-
gie aufwerfen (cf, forum Nr.io !), ist jedenfalls unbedingt vonnOten. Wenn Energie-
minister J. Barthel im Zusammenhang mit Remerschen schon selbst von einem "choix de
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soni g t6 " spricht, dann darf die Entscheidung nicht mit solch armseligen, widersprach-
lichen Argumenten herbeigefart werden, wie das im Augenblick geschieht. Dann darf
die Diskussion nicht, wie es u.a. der Bericht B der LSAP-Energiekommission tut, auf
das angebliche Finanzgeschaft des Jahrhunderts verengt werden ("Far oder wider die
Errichtung eines Kernkraftwerkes sind mithin weniger unsere voraussichtlichen tat-
sachlichen Bedarfnisse entscheidend, als die gesamtwirtschaftlichen und finanziel-
len Vorteile eines solchen Projekts ...").

Sind wir tatsachlich sc welt, dass sogar die energiepolitische Frage zurUckgestellt
wird zugunsten von finanziellen. Vberlegungen, ohne dass aberlebenswichtige Fragen
wie Sicherheitsrisiken, Einwirkungen auf Gesundheit und Urnwelt, Alternativen und
gesellschaftsverandernde Einflasse auch nur irgendwie befriedigend gelast waren ?

... Die Aussagen der einschlagigen Wissenschaften und aus dem Bereich der Politik,
die die Produktion von Atomstrom befarworten, verheissen zwar meist kurzfristige
Vorteile, hingegen werden die langfristigen Probleme haherer Ordnung entweder ganz
ausgeblendet oder verniedlicht.

Das Nein'zur Inbetriebnahme kann aber auch nur ein vorlaufiges und bedingtes sein,
denn dieses	 ist mit dem heutigen Stand der Fachdiskussion und der heutigen
Praxis demokratischer Willensbildung begrandet. Derzeit sind beide nicht in der Lage,
auf ethisch verantwortbare Weise aber die Sicherheit gegenwartigen und kanftigen
Lebens angesichts der Grassenordnung des Kernenergieproblemes in gefordertem Aus-
mass zu befinden. (5)" Dem ist nichts hinzuzufUgen. 	 csst
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(1) forum Nr.lo. Vereinzelte Exemplare sind noch vorratig.
(2) Die Energiekommission der LSAT war Uber die Energieversorgung geteilter Meinung

und legt dem Energiekongress der Partei am 11.12.77 drei Syntheseberichte vor:
Bericht A wird von7 Mitgliedern der Kommission getragen und spricht sich gegen
ein KKW in Remerschen, fur ein de facto-Moratorium und eine umfassende Energie-
politik auS. Bericht 	 fast bedingungslos fur einen nationalen Atomreaktor
ein und ist von 4 Mitgliedern getragen. Bericht C zeigt noch schwerwiegendere
Bedenken als Bericht A,-lebnt das KKW ab und fordert eine alternative Energie-
politik. Er ist von 1 Mitglied getragen.

(3) in: tageblatt, 22.11,77 : Materialien zum Energiekongress der Sozialisten.
(4) "Comit6 National d'Action pour un Moratoire" (CNAM): KKW Remerschen / Vor der

Entscheidung, Erhaltlich im Buchhandel zum Preis von 5o F oder durch Uberweisen
von 7o F auf dasToststheckkOnto 48975-87 CNAM Luxembourg.

(5) Stellungnahme der Katholischen Sozialakademie Osterreichs zur Atomenergie, zi-
tiert nach:L.W6-5.8.77'
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